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«Null Toleranz» für jede Form von Extremismus 
Das vergangene Jahr war im Bereich Extremismus ein «ruhiges», hält das Liechtenstein-Institut in seinem Monitoringbericht 2019 fest. 

Der Monitoringbericht «Extre-
mismus in Liechtenstein», der 
gestern veröffentlicht wurde, 
fällt aus Sicht der Verantwortli-
chen positiv aus. Wie in den 
Jahren zuvor könne auch das 
vergangene Jahr als ruhiges Jahr 
bezeichnet werden. Während 
die rechte Szene in Liechten-
stein in früheren Jahren sehr 
aktiv und öffentlich präsent 
war, wurden Flugblattaktionen 
und ähnliche öffentlichkeits-
wirksame Ereignisse im ver-
gangenen Jahr keine registriert.  

Drei politisch-religiös 
motivierte Delikte 
Gemäss dem Jahresbericht der 
Landespolizei Liechtenstein 
kam es im Jahr 2019 zu keinen 
registrierten Gewaltvorfällen 
im Bereich des Rechtsextremis-
mus. Im Jahresbericht der Lan-
despolizei heisst es zum Thema 
«Rechte Gewalt»: «Wie in den 
Jahren zuvor kann auch das Jahr 
2019 im Bereich des Rechtsex-

tremismus als ruhiges Jahr be-
zeichnet werden. Seit vielen 
Jahren sind in Liechtenstein we-
der grössere Gewaltvorfälle 
noch strafrechtlich relevante 
Ereignisse mit rechtsextremem 
Hintergrund zu verzeichnen. 
Für die Landespolizei gilt in Be-
zug auf jede Form von Extre-
mismus ein Null-Toleranz-An-
satz.» Laut Kriminalstatistik 
wurden im vergangenen Jahr 
insgesamt drei politisch-religiös 
motivierte Delikte festgestellt. 
Der Statistik der angezeigten 
Fälle zufolge erfüllten zwei die-
ser Delikte den Tatbestand der 
Diskriminierung und einer den 
Tatbestand des verbotenen 
Nachrichtendienstes. 2019 wur-
de wie bereits im Vorjahr kein 
Ordnungsdelikt festgestellt. 
Unter «Terrorismus» wurde 
wie in den Vorjahren kein Straf-
tatbestand in der Kriminalsta-
tistik erfasst. Die Staatsanwalt-
schaft leitete 2019 zwei Verfah-
ren wegen Rassendiskriminier- 

ung ein, wobei beide Verfahren 
eingestellt wurden. Eine Ausei-
nandersetzung mit Extremis-
mus, Terrorismus und insbe-

sondere auch mit dem National-
sozialismus fand laut Liechten-
stein-Institut im vergangenen 
Jahr in zahlreichen Pressebe-

richten sowie auf «verschiede-
nen Ebenen» statt. «Die Be-
schäftigung mit der Vergangen-
heit und den negativen Folgen 
extremistischer Politik kann 
dazu beitragen, die Leserschaft 
zu sensibilisieren.» Regelmässig 
seien Berichte über politische 
Vorstösse, Entwicklungen, Ent-
scheidungen oder Kontakte 
Liechtensteins mit anderen 
Staaten oder internationalen 
Organisationen erschienen.  

Thematiken standen  
wiederholt im Mittelpunkt 
Die Bekämpfung von Geldwä-
scherei und Terrorismus stand 
2019 zudem im Zentrum. «In 
zahlreichen Berichten und An-
trägen der Regierung an den 
Landtag und den folgenden De-
batten waren die Bekämpfung 
von Terrorismus, Terrorismusfi-
nanzierung und Rassismus ein 
Teilaspekt der betreffenden Ge-
setzesvorhaben», schreibt das 
Liechtenstein-Institut. Auch im 

Kulturbetrieb habe eine Ausei-
nandersetzung mit Extremis-
mus und Rassismus stattgefun-
den, wobei sich dies in Filmen, 
Buchpräsentationen, Theater-
aufführungen, Konzerten oder 
literarischen Kolumnen wider-
spiegelte. Wie in den Jahren zu-
vor könne auch das Berichtsjahr 
2019 in Bezug auf politischen 
oder sonstigen Extremismus in 
Liechtenstein als ruhiges Jahr 
bezeichnet werden: «Seit meh-
reren Jahren sind in Liechten-
stein weder grössere Gewalt-
vorfälle noch strafrechtlich  
relevante Ereignisse mit extre-
mistischem Hintergrund zu ver-
zeichnen», so das Fazit des 
Liechtenstein-Instituts. 
 
Bianca Cortese 
 

Hinweis 
Der Monitoringbericht 2019 kann 
unter www.liechtenstein-institut.li 
heruntergeladen werden. 

In früheren Jahren sehr aktiv, in den vergangenen ohne nennenswerte 
Ereignisse: die rechtsextreme Szene Liechtensteins.  Symbolbild: iStock

Eine Polizistin und ein Polizist vereidigt 
Die Vereidigung nahm Regierungschef Adrian Hasler im Beisein von Innenministerin Dominique Hasler und Polizeichef Jules Hoch vor. 

Die zwei Polizeiaspiranten des 
Ausbildungsjahres 2019/20 der 
Polizeischule Ostschweiz/Liech-
tenstein sind mit diesem Akt of-
fiziell in die Landespolizei auf-
genommen worden. Sie wären 
die ersten Aspiranten gewesen, 
welche eine zweijährige Ausbil-
dung absolviert hätten. Aller-
dings hat die Schweiz aufgrund 
der Coronakrise entschieden, 
das neue Prüfungsreglement 
(zweijährige Ausbildung) erst 
mit Lehrgang 2020/22 umzu-
setzen. 

Während der Vereidigung 
im Regierungsgebäude wiesen 
Regierungschef Adrian Hasler 
und Regierungsrätin Dominique 
Hasler auf den hohen Stellen-
wert gut ausgebildeter Polizisten 
hin. «Die Ausübung des Polizei-
berufes ist verbunden mit gros-
ser Verantwortung, denn ‹Si-
cherheit› ist ein zentraler Werte-

begriff in einer demokratischen 
Gesellschaft und wesentliche 
Voraussetzung für alle Bereiche 
des Lebens», betonte die Innen-
ministerin. Der Regierungschef 
und die Innenministerin gratu-
lierten den beiden neuen Korps-
mitgliedern der Landespolizei 
zum Prüfungserfolg in schwieri-
gen Zeiten und wünschten 
ihnen alles Gute für ihre an-
spruchsvolle Tätigkeit. 

Anspruchsvolle  
Ausbildung 
Polizeichef Jules Hoch betonte 
in seiner Ansprache, dass Si-
cherheit nur mit qualifiziertem 
Personal möglich ist: «Der Aus-
bau der Polizeigrundausbildung 
auf zwei Jahre belegt die steigen-
den Anforderungen an diesen 
Beruf. Da die Ausbildung infolge 
der Pandemie im Frühjahr je-
doch auf ein Jahr verkürzt wer-

den musste, wird das erste 
Dienstjahr bei der Landespolizei 
als zusätzliche Praxisausbildung 
konzipiert», erklärte der Polizei-
chef. 

Elena Büchel und Mathias 
Ospelt absolvierten ihre einjäh-
rige Ausbildung an der Polizei-
schule Ostschweiz PSO in Am-
riswil unter erschwerten Coro-
nabedingungen. Während die 
theoretischen und taktischen 
Grundlagen der Polizeiarbeit 
auch unter Home-Schooling- 
Bedingungen vermittelt werden 
konnten, war dies für hand-
lungspraktische Fächer nur sehr 
reduziert möglich. So musste 
auch das zweimonatige Prakti-
kum im Stammkorps abgesagt 
werden. Aus diesem Grund wird 
das erste Dienstjahr noch für 
eine vertiefte Praxisausbildung 
bei der Landespolizei genutzt 
werden. (ikr)

Regierungsrätin und Innenministerin Dominique Hasler, Polizeichef Jules Hoch, die vereidigten  
Polizeiangehörigen Elena Büchel und Mathias Ospelt, Regierungschef Adrian Hasler (v. l.). Bild: ikr




